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Ausgangslage

Die Statuen des Zweckverbandes von 1974 sind be-
reits zweimal revidiert worden (1994 und 2007). Bei der 
letzten Revision ging es namentlich um Anpassungen 
bei der Formulierung des Verbandszwecks sowie bei 
der Abgrenzung von Kompetenzen der Abgeordne-
tenversammlung und der Betriebskommission. Zudem 
wurden die Dienstverhältnisse in privatrechtliche Arbeits-
verträge überführt. 

Nach rund 17 Jahren zeichnet sich erneut der Bedarf 
für gewisse Anpassungen ab. Die Anforderungen des 
heutigen Marktes erfordern zeitgemässe Strukturen. 
Zudem haben sich auch die rechtlichen Grundlagen 
weiterentwickelt, was sich auf die Organisation des 
Betriebs und des Finanzwesens auswirkt. Zweckver-
bände sind demokratisch zu organisieren, weshalb ein 
Initiativ- und Referendumsrecht vorzusehen ist. 

In Anbetracht dieses Revisionsbedarfs hat sich eine 
Projektgruppe ab Herbst 2021 mit den anstehenden 
Themen näher befasst und einen Entwurf ausgearbei-
tet. In der Zeit von April bis August 2023 konnte in allen 
Verbandsgemeinden ein Vernehmlassungsverfahren 
durchgeführt werden. Ebenfalls wurde der Statutenent-
wurf durch die zuständigen Departemente der Kantone 
Glarus, Schwyz und St. Gallen vorgeprüft. 

Eigentümer der KVA Linth ist der Zweckverband für die 
Kehrichtbeseitigung im Linthgebiet. Er besteht aus drei 
Glarner Gemeinden sowie aus 16 Schwyzer und neun 
St. Galler Gemeinden. Am 27. November 2023 haben 
die Delegierten des Zweckverbands den revidierten 
Statuten zugestimmt. 

Das Wichtigste in Kürze
•	Die unbestrittene Notwendigkeit einer efÏzienten Ener-

gieverwertung im Rahmen der umweltgerechten und 
nachhaltigen Behandlung und Entsorgung von Abfäl-
len soll im Zweckartikel ausgedrückt werden. 

•	Das bisherige System, wonach Gemeindefusionen die 
Stimmrechtsverhältnisse der Verbandsgemeinden nicht 
verändern, wird beibehalten. In diesem Zusammen-
hang wird verdeutlicht, um welche wichtigen Abstim-
mungen in den Verbandsgemeinden es hierbei geht. 

•	Neu bieten die Statuten die Möglichkeit, dass der 
Verband bei der Darstellung des Kontenrahmens, 
des Budgets und der Jahresrechnung von den Vor-
schriften des Gesetzes über den Finanzhaushalt des 
Kantons Glarus und seiner Gemeinden sowie dessen 
Ausführungsbestimmungen und den Vorschriften des  
harmonisierten Rechnungsmodells (HRM) abweichen 

kann, wobei die Delegiertenversammlung die nähe-
ren Bestimmungen zur Darstellung zu erlassen hat. 

•	Die Finanzbefugnisse der verschiedenen Organe 
(Verwaltungsrat, Delegiertenversammlung, Verbands
gemeinden) werden betragsmässig angehoben, wobei 
zwischen neuen Ausgaben, gebundenen Ausgaben 
und Zusatzkrediten differenziert wird. 

•	Die demokratischen Mitwirkungsrechte werden ge-
stärkt. Eingeführt werden ein obligatorisches Finanz-
referendum für gewisse Ausgaben sowie ein Initiativ-
recht auf Änderung der Statuten. 

•	Verschiedene Bezeichnungen in den Statuten sol-
len zeitgemäss angepasst werden. Dies gilt auch für 
den Namen des Zweckverbands, wenn künftig nicht 
mehr von der «Kehrichtbeseitigung», sondern neu von 
der «Kehrichtverwertung» gesprochen wird. 

Einzelne Punkte der Revision 

Verbandszweck und Umbenennungen
Bereits in der letzten Statutenrevision 2007 war die For-
mulierung des Zweckartikels ein Thema. Damals hat 
man sich von der Fokussierung auf eine zentrale Ab-
fallverbrennungsanlage sowie eine Klärschlamm-Ent-
sorgungsanlage gelöst und den Zweckartikel nicht auf 
die bestehenden Anlagen fixiert. Die bewährte Formu-
lierung soll grundsätzlich beibehalten werden. Es kann 
aber ein Hinweis auf die zu verfolgende efÏziente Ener-
gieverwertung folgen. So wurde unlängst etwa auch 
bei den Projektinformationen zum Erneuerungsprojekt 
KVA Linth 2025 auf die Notwendigkeit der efÏzienten 
Energieverwertung hingewiesen.

Verschiedene Bezeichnungen in den Statuten sollen 
zeitgemäss angepasst werden. Die Rede ist nicht mehr 
von der «Betriebskommission», sondern vom «Verwal
tungsrat». Der «Betriebsleiter» wird neu als «Geschäfts-
führer» bezeichnet. Schliesslich wird der Begriff «De-
legierte» anstelle des bisher verwendeten Begriffs 
«Abgeordnete» verwendet. Auch beim Namen des 
Zweckverbands ist eine Anpassung vorgesehen, indem 
nicht mehr von der «Kehrichtbeseitigung», sondern neu 
von der «Kehrichtverwertung» gesprochen werden soll. 
In diesem letzten Punkt ist zu beachten, dass die in-
terkantonale Vereinbarung über den Zweckverband 
vom 6. September 1994 vom Zweckverband für die 
Kehrichtbeseitigung im Linthgebiet spricht. Aus diesem 
Grund, aber auch noch wegen weiteren Punkten wird 
die interkantonale Vereinbarung anpassungsbedürftig. 
Nach Einschätzung des Departements Volkswirtschaft 
und Inneres des Kantons Glarus sollte diese Anpas-
sung im Anschluss an die Statutenrevision erfolgen. 
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Verbandsgemeinden und Gemeindestimmen

Das oberste Organ des Zweckverbandes sind und blei-
ben die Verbandsgemeinden. Die bedeutendsten Kom-
petenzen stehen deshalb diesem Organ zu. Diese Be-
fugnisse werden in Art. 7 Abs. 1 lit. a bis e aufgezählt. 
In vier Fällen geht es um die Entscheidfindung in Volks-
abstimmungen. Es geht um die Ausgabenbeschlüsse 
gemäss Art. 7 Abs. 2 und 3 (mit Anhang Finanzbefug-
nisse), um Statutenänderungen gemäss Art. 31, um die 
Auflösung des Verbandes gemäss Art. 30 und (neu) um 
die Zustimmung zu Initiativen gemäss Art. 9. Die gefor-
derten Quoren sind unterschiedlich (einfache Mehrheit, 
drei Viertel oder zwei Drittel der Verbandsgemeinden). 
Den Statuten ist bereits bisher immanent, dass bei Ge-
meindefusionen die Stimmkraft von neuen fusionierten 
Gemeinden keine Einbusse erleidet. Ausgedrückt wird 
das im bisherigen Art. 28. Dieser soll aber verdeutlicht 
werden. Es geht also nicht nur – wie bisher geschrie-
ben – darum, dass den neuen Gemeinwesen nach Fu-
sionen die Gemeindestimmen der fusionierenden Ge-
meinden erhalten bleiben, sondern es wird zusätzlich 
klargemacht, auf welche Fälle von Abstimmungen sich 
diese Bestimmung bezieht. An anderen Stellen in den 
Statuten sind aber durchaus die heute real existieren-
den politischen Gemeinden gemeint, wenn eben von 
einer Verbandsgemeinde die Rede ist. Das gilt etwa für 
die Möglichkeit von Verbandsgemeinden, eine Dele
giertenversammlung einberufen zu lassen (Art. 13 Abs. 1  
lit. c) oder für die Regelung zur Beschlussfähigkeit der 
Delegiertenversammlung (Art. 14 Abs. 1).

Harmonisiertes Rechnungsmodell 2 (HRM2)
Gemäss der interkantonalen Vereinbarung vom 6. Sep-
tember 1994 sind für die Besorgung der Verbandsange-
legenheiten die einschlägigen gesetzlichen Vorschriften 
des Kantons Glarus massgebend, soweit nichts ande-
res vereinbart wird (Art. 3 Abs. 2). Die Landsgemeinde 
des Kantons Glarus hat der Änderung des Gesetzes 
über den Finanzhaushalt des Kantons Glarus und sei-
ner Gemeinden (FHG) im Mai 2022 zugestimmt. Die 
Möglichkeit, dass der Zweckverband vom Geltungsbe-
reich des FHG ausgenommen wird, ist grundsätzlich 
gegeben. Von dieser Möglichkeit soll im Rahmen der 
vorliegenden Statutenrevision Gebrauch gemacht wer-
den, da Ausnahmen durchaus zweckmässig erschei-
nen. Es geht namentlich um geeignetere Vorgaben für 
Abschreibungen. 

Aus diesem Grund wurde Art. 22 textlich erweitert und 
es wird die Möglichkeit geboten, dass der Verband 
bei der Darstellung des Kontenrahmens, des Budgets 
und der Jahresrechnung von den Vorschriften des Ge-
setzes über den Finanzhaushalt des Kantons Glarus 
und seiner Gemeinden sowie dessen Ausführungsbe-
stimmungen und den Vorschriften des harmonisierten 
Rechnungsmodells (HRM) abweichen kann, wobei die 
Delegiertenversammlung nähere Bestimmungen zur 

Darstellung zu erlassen hat. Diese näheren Bestim-
mungen bezeichnen das anzuwendende Regelwerk 
und allfällige Abweichungen davon sowie die wesent-
lichen Grundsätze zur Bilanzierung und Bewertung. 
Zudem sind das anzuwendende Regelwerk und die 
Grundsätze zur Bilanzierung und Bewertung in der 
Jahresrechnung offenzulegen.
Die gewählte Lösung lehnt sich an eine Empfehlung an, 
welche das Finanzdepartement des Kantons Schwyz 
im Zuge der Einführung von HRM2 für zulässige Ab-
weichungen herausgegeben hat. Die gewählte Lösung 
konnte mit Vertretern des Departements Volkswirt-
schaft und Inneres des Kantons Glarus vorbesprochen 
werden. Die im Rahmen des Vernehmlassungsverfah-
rens den Verbandsgemeinden vorgelegte Formulierung 
darf als genehmigungsfähig betrachtet werden, zumal 
sich aus dem Vorprüfungsverfahren in den drei Kan-
tonen diesbezüglich keine Vorbehalte ergeben haben. 

Finanzbefugnisse

Die Finanzbefugnisse der verschiedenen Organe wer-
den wie bisher in einem eigenen Anhang betragsmäs-
sig (ohne MwSt.) definiert. Bei den Kompetenzen wird 
wie üblich zwischen den gebundenen Ausgaben und 
den neuen Ausgaben unterschieden. Art. 24 Abs. 4 
und 5 befassen sich mit der Abgrenzung zwischen ge-
bundenen Ausgaben und neuen Ausgaben. Definiert 
werden die gebundenen Ausgaben, um sogleich alle 
übrigen Ausgaben als neue Ausgaben betrachten zu 
können. Dieser Art. 24 soll textlich keine Änderungen 
erfahren, obwohl die Unterscheidung im konkreten Fall 
auf Anhieb nicht immer klar möglich sein dürfte. Ganz 
allgemein ergibt sich, dass eine neue Ausgabe immer 
dann anzunehmen ist, wenn bei der Entscheidung über 
die Ausgabe ein substanzieller Entscheidungsspiel-
raum besteht, der die Befragung der Stimmberechtig-
ten bzw. des zuständigen Organs sachlich rechtfertigt. 
Zu bewerten ist also das Ausmass des Spielraumes 
beim «Ob» und «Wie». Aus der Gerichtspraxis ergibt 
sich etwa, dass Ausgaben, die nur der Erhaltung und 
dem Unterhalt im Sinne der technischen Erneuerung 
auf einen zeitgemässen Stand dienen, als gebunden 
betrachtet werden dürfen. Überschreiten Modernisie-
rungen den üblichen Standard, spricht dies für das Vor-
liegen eines erheblichen Entscheidungsspielraums und 
damit für eine neue Ausgabe. Gerade im Bereich der 
Kehrichtverwertung kann es oftmals um Sanierungs-
massnahmen gehen, welche zwingend umgesetzt 
werden müssen, um dem übergeordneten Recht zu 
genügen. Dennoch ist davon auszugehen, dass auch 
künftig bei grösseren Erneuerungen und Erweiterungen 
(z.B. Verbrennungskapazität) von neuen Ausgaben aus- 
zugehen ist und die Verbandsgemeinden deshalb zu 
befragen sind. Nach Ansicht der Betriebskommission 
ist in diesem Zusammenhang die Anhebung der Finanz-
kompetenzen angezeigt. 
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Der Versicherungswert der Anlagen des Verbands dürfte 
sich nach den geplanten Investitionen bis 2030 auf über 
CHF 400 Mio. erhöhen. Die aktuelle Finanzkompetenz 
der Abgeordnetenversammlung für Neuanschaffungen 
und Investitionen, welche nicht gebundene Ausgaben 
darstellen, liegt bei CHF 7 Mio. Das entspricht 1,75 % 
des Versicherungswerts. Die Betriebskommission hat ei- 
ne Ausgabekompetenz für Beträge bis CHF 500 000.– 
bzw. 0,125 % des Versicherungswerts. Die Betriebs-
kommission ist zur Auffassung gelangt, dass die 
Erhöhung der Finanzkompetenzen der Organe zweck-
mässig ist. Neu wird die Kompetenz der Abgeordneten-
versammlung (neu Delegiertenversammlung) für neue 
Ausgaben auf CHF 25 Mio. angehoben. Dies entspricht  
6,25 % der Versicherungssumme, wobei ab CHF 7 Mio.  
ein obligatorisches Referendum vorgesehen ist, sofern  
die Zustimmung zum Beschluss mit weniger als drei 
Viertel der anwesenden Delegiertenstimmen erfolgte. 
Die Kompetenz der Betriebskommission (neu Verwal-
tungsrat) soll auf CHF 1.5 Mio. erhöht werden, was 
0,375 % der Versicherungssumme entspricht. Mit die-
sen Anpassungen lassen sich kleinere oder mittlere  
Ausbauten, Erweiterungen oder Betriebsoptimierungen 
in der Regel über die Delegiertenversammlung abwi-
ckeln. Damit können die Verbandsgemeinden entlastet 
werden. Die weiteren Anpassungen der Finanzkompe-
tenzen folgen dieser Logik. Unter kleineren und mittleren 
Ausbauten/Erweiterungen können z.B. die Anpassung 
der Lagerkapazität, Ausbauen der Flugaschenwäsche 
für andere KVA, der Bau von Aufbereitungsanlagen, 
die Erweiterungen im Rahmen der CO2-Abscheidung, 
Dampflieferungen, Fernwärme etc. gemeint sein. Diese 
Projekte können den Investitionsbedarf von CHF 7 Mio. 
schnell überschreiten. Sie werden aber keinen wesent-
lichen Einfluss auf die wichtigen Auslegungsparameter 
der Gesamtanlage wie z.B. Verbrennungskapazität ha-
ben. Entscheidungen mit solchen Auswirkungen sollen 
weiterhin den Stimmberechtigten zur Genehmigung 
vorgelegt werden. 

Im neuen Art. 7 ist nicht nur eine betragsmässige An-
hebung der Ausgabekompetenzen der verschiedenen 
Organe vorgesehen. Gleichzeitig wird nämlich auch für 
gewisse Ausgaben das obligatorische Finanzreferend-
um eingeführt, sofern ein von den Statuten verlangtes 
qualifiziertes Mehr bei der Abstimmung in der Delegier-
tenversammlung nicht erreicht wird. Mit diesem diffe-
renzierten System scheint die Anhebung der Kompe-
tenzen gesamthaft als angemessen. 

Demokratische Mitwirkungsrechte
Bei der vorliegenden Revision sind die verfassungs-
mässigen Anforderungen an Zweckverbände berück-
sichtigt worden. Es geht namentlich um die demokra-
tischen Mitwirkungsrechte. In diesem Zusammenhang 
ist das bereits erwähnte obligatorische Finanzreferend-
um für gewisse neue Ausgaben gemäss Art. 7 zu nen-
nen. Eingeführt wird mit einem neuen Art. 9 überdies 

ein Initiativrecht. Danach soll jeder Verbandsgemeinde 
das Recht zustehen, mittels ausgearbeiteten Entwurfes 
eine Initiative auf Änderung der Statuten einzureichen. 
Erachtet die Delegiertenversammlung die Initiative als 
zulässig, lädt sie die Verbandsgemeinden ein, in einem 
koordinierten Vorgehen die Initiative mit ihrem Antrag 
innert Jahresfrist nach Feststellung des Zustandekom-
mens der Initiative zur Abstimmung zu bringen. Für die 
Annahme der Initiative wird eine qualifizierte Zustim-
mung von zwei Dritteln der Verbandsgemeinden ver-
langt. Gemäss Art. 28 wird auch bei dieser neuen Kom-
petenz der Verbandsgemeinden auf die historischen 
Gemeindestimmen abgestellt. Nach Fusionen bleiben 
den neuen Gemeinwesen bei den Abstimmungen die 
Gemeindestimmen der fusionierenden Gemeinden also 
erhalten. 

Zeitplan

Gemäss der Übergangsbestimmung des Art. 32 sollen 
die neuen Statuten per 1. Januar 2026 in Kraft treten.

Statuten des Zweckverbandes für die 
Kehrichtverwertung im Linthgebiet 
Wo in den Bestimmungen dieser Statuten die männli-
che Bezeichnung verwendet wird, gilt die betreffende 
Formulierung auch für die weibliche Form.

A.	 ZUSAMMENSCHLUSS UND AUFGABE
I.	 Zusammenschluss

Art. 1	 Verbandsbildung

Die angeschlossenen Gemeinden der Kantone Glarus 
(Glarus, Glarus Nord, Glarus Süd), Schwyz (Alpthal, 
Altendorf, Bezirk Einsiedeln, Feusisberg, Freienbach, 
Galgenen, Innerthal, Lachen, Oberiberg, Reichenburg,  
Schübelbach, Tuggen, Unteriberg, Vorderthal, Wangen, 
Wollerau) und St. Gallen (Amden, Benken, Eschen-
bach, Gommiswald, Kaltbrunn, Schänis, Schmerikon,  
Uznach, Weesen) bilden unter der Bezeichnung «Zweck- 
verband für die Kehrichtverwertung im Linthgebiet» 
(nachfolgend «Verband» genannt) auf unbestimmte 
Dauer einen Zweckverband mit eigener Rechtspersön-
lichkeit.

Art. 2	 Sitz
Der Sitz des Verbandes befindet sich in der Gemeinde 
Glarus Nord.

II.	 Aufgaben des Verbandes

Art. 3	 Zweck 
Der Verband bezweckt die umweltgerechte und nach-
haltige Behandlung und Entsorgung von Abfällen unter 
Berücksichtigung einer efÏzienten Energieverwertung. 
Er betreibt die dafür notwendigen Einrichtungen.
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Art. 4	 Aufgabenerfüllung

1	 Der Verband ist im Rahmen der gesetzlichen Be-
stimmungen zur Annahme von brennbaren Abfällen 
aus dem Verbandsgebiet verpflichtet. Er kann Abfälle 
von Dritten annehmen.

2	 Der Verband stellt die ökologische und ökonomi-
sche Nutzung der durch die Abfallbehandlung an-
fallenden Energie sowie die umweltgerechte und 
nachhaltige Entsorgung der Rückstände sicher.

3	 Der Verband kann im Rahmen seiner Zweckver-
folgung bei der Aufgabenerfüllung Kooperationen 
eingehen. Der Verband kann sich namentlich an ju-
ristischen Personen des öffentlichen oder privaten 
Rechts beteiligen. Er kann auch einzelne Bereiche 
ausgliedern und zu diesem Zwecke juristische Perso- 
nen gründen. Der Verwaltungsrat legt im Rahmen des 
Geschäftsberichtes Rechenschaft über die Koope-
rationen ab.

Art. 5	 Transport

1	 Die Anlieferung des Abfalls hat mit dazu geeigneten 
Fahrzeugen zu erfolgen. Der Transport ist Sache 
der Anlieferer (Gemeinden und Private).

2	 Der Verwaltungsrat sorgt für einen angemessenen 
Transportkostenausgleich zwischen den Verbands-
gemeinden. 

B.	 ORGANISATION
I.	 Allgemeine Bestimmungen

Art. 6	 Organe
1	 Organe des Zweckverbandes sind:
a)	 die Verbandsgemeinden;
b)	 die Delegiertenversammlung;
c)	 der Verwaltungsrat;
d)	 die Rechnungsprüfungskommission.

2	 Die Mitglieder des Verwaltungsrates und der Rech-
nungsprüfungskommission werden von der Dele-
giertenversammlung für eine Amtsdauer von jeweils 
vier Jahren gewählt.

II.	 Verbandsgemeinden

Art. 7	 Befugnisse

1	 Den Verbandsgemeinden stehen folgende Befug-
nisse zu:

a)	 Finanzbefugnisse gemäss Anhang dieser Statuten;
b)	 Statutenänderungen gemäss Art. 31;
c)	 Auflösung des Verbandes gemäss Art. 30;
d)	 Wahl des Delegierten gemäss Art. 11;
e)	 Beschlussfassung zu Initiativen gemäss Art. 9.

2	 Ausgabenbeschlüsse der Delegiertenversammlung 
über neue einmalige Ausgaben von mehr als 25 
Millionen Franken und neue jährlich wiederkehrende 
Ausgaben von mehr als 2,5 Millionen Franken be-
dürfen obligatorisch der Zustimmung der Mehrheit 
der Verbandsgemeinden. 

3	 Ausgabenbeschlüsse der Delegiertenversammlung 
über neue einmalige Ausgaben von mehr als 7 Milli-
onen Franken bis und mit 25 Millionen Franken und 
über Zusatzkredite in derselben Höhe sowie über 
neue jährlich wiederkehrende Ausgaben von mehr 
als 700 000 Franken bis und mit 2,5 Millionen Fran-
ken bedürfen obligatorisch der Zustimmung der 
Mehrheit der Verbandsgemeinden, sofern die Zu-
stimmung zum Beschluss mit weniger als drei Vier-
tel der anwesenden Delegiertenstimmen erfolgte.

Art. 8	 Zuständigkeiten innerhalb der Verbands-
gemeinden

Die Zuständigkeiten innerhalb der Verbandsgemeinden 
richten sich nach dem jeweiligen kantonalen bzw. kom-
munalen Recht.

Art. 9 	 Initiativrecht

1	 Jeder Verbandsgemeinde steht das Recht zu, der 
Delegiertenversammlung schriftlich und in Form ei-
nes ausgearbeiteten Entwurfs eine Initiative auf Än-
derung der Statuten einzureichen. 

2	 Die Delegiertenversammlung stellt fest, ob eine Ini-
tiative gültig zustande gekommen ist. Eine Initiative 
ist gültig, wenn sie die Einheit der Form und der Ma-
terie wahrt, nicht gegen übergeordnetes Recht ver-
stösst und nicht offensichtlich undurchführbar ist.

3	 Erachtet die Delegiertenversammlung die Initiative 
als zulässig, lädt sie die Verbandsgemeinden ein, in 
einem koordinierten Vorgehen die Initiative mit ihrem 
Antrag innert Jahresfrist nach rechtskräftiger Fest-
stellung des Zustandekommens der Initiative zur 
Abstimmung zu bringen. 

4	 Die Annahme der Initiative bedarf der Zustimmung 
von zwei Dritteln der Verbandsgemeinden. 

III.	 Delegiertenversammlung
Art. 10	 Zusammensetzung

1	 Die Delegiertenversammlung setzt sich aus den 
Vertretern der Verbandsgemeinden zusammen. 
Jede Verbandsgemeinde stellt einen Delegierten 
und für jeden Delegierten eine Stellvertretung.

2	 Jeder Delegierte hat auf 2000 Gemeindeeinwohner 
oder einen Bruchteil davon je eine Stimme. Mass-
gebend sind die aktuellen Angaben zum Bevölke-
rungsstand des Bundesamtes für Statistik. Art. 28 
bleibt vorbehalten.

Art. 11	 Wahl

Die Verbandsgemeinden wählen die Delegierten und 
deren Stellvertretung. 

Art. 12	 Kompetenzen

Der Delegiertenversammlung stehen nebst den in die-
sen Statuten speziell aufgeführten Befugnissen folgen-
de Kompetenzen zu:
a)	 die Wahl des Verbandspräsidenten und von zwei 

Vizepräsidenten aus je einem Verbandskanton;
b)	 die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates;
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c)	 die Wahl der Mitglieder der Rechnungsprüfungs-
kommission;

d)	 die Oberaufsicht über die Verwaltung des Verban-
des sowie über den Bau und Betrieb der Anlage;

e)	 die Beschlussfassung über das Budget;
f)	 die Beschlussfassung über Ausgaben gemäss An-

hang dieser Statuten;
g)	 die Beschlussfassung über die Jahresrechnung;
h)	 die Abnahme der Bauabrechnungen;
i)	 die Abnahme der Geschäftsberichte von Präsidium 

und Geschäftsleitung;
j)	 die Beschlussfassung über Statutenänderungen im 

Rahmen von Art. 31;
k)	 die Festsetzung von Finanzierungsgrundsätzen;
l)	 der Erlass von Vorschriften, soweit dafür nicht ein 

anderes Organ zuständig ist;
m)	der Abschluss von Abfall-Lieferverträgen im Rahmen 

der Verbrennungskapazität der Anlage mit einer fes-
ten Dauer von mehr als 10 Jahren;

n)	 der Entscheid über Folgen des Austritts einer Gemein-
de aus dem Verband im Sinne von Art. 29 Abs. 2;

o)	 die Beschlussfassung über die Auflösung des Ver-
bandes unter Vorbehalt von Art. 30;

p)	 die Beschlussfassung über Kooperationen, Beteili-
gungen und Auslagerungen gemäss Art. 4 Abs. 3; 

q)	 die Beschlussfassung über die Zulässigkeit von Ini-
tiativen gemäss Art. 9

Art. 13	 Einberufung und Durchführung
1	 Die Delegiertenversammlung tritt zusammen:
a)	 jährlich mindestens zweimal, bis spätestens Mitte De-

zember zur Festsetzung des Budgets und bis spätes-
tens Mitte Juni zur Genehmigung der Jahresrechnung;

b)	 auf Antrag des Verwaltungsrates;
c)	 auf Verlangen von mindestens sechs Verbandsge-

meinden. Die betreffende Versammlung muss innert 
vier Monaten stattfinden.

2	 Den Verbandsgemeinden sind die Unterlagen zu-
handen der Delegierten spätestens vier Wochen vor 
der Versammlung zuzustellen.

3	 In besonderen oder ausserordentlichen Lagen kann 
die Delegiertenversammlung virtuell durchgeführt 
werden. 

Art. 14	 Beschlussfähigkeit und -fassung

1	 Die Delegiertenversammlung ist beschlussfähig, wenn  
die Mehrheit der Verbandsgemeinden und der Ge-
meindestimmen vertreten ist.

2	 Bei Wahlen entscheidet das absolute Mehr der an-
wesenden Delegiertenstimmen. Kommt im ersten 
Wahlgang eine Wahl nicht zu Stande, ist im zweiten 
Wahlgang gewählt, wer am meisten Stimmen erhal-
ten hat. Bei Abstimmungen bedarf es zu einem gülti-
gen Beschluss der Mehrheit der anwesenden Dele-
giertenstimmen. Vorbehalten bleibt das statutarisch 
geforderte qualifizierte Mehr für Beschlussfassun-
gen über Ausgaben und Kredite gemäss Anhang, 
über Statutenänderungen gemäss Art. 31 sowie 
über die Auflösung des Verbandes gemäss Art. 30. 

3	 Die Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen.
4	 Bei Stimmengleichheit hat der Versammlungsleiter 

bei Abstimmungen den Stichentscheid, bei Wahlen 
zieht er das Los. 

IV.	 Verwaltungsrat
Art. 15	 Zusammensetzung

1	 Der Verwaltungsrat setzt sich wie folgt zusammen:
a)	 Der Verbandspräsident und die Vizepräsidenten ha-

ben von Amtes wegen Einsitz im Verwaltungsrat.
b)	 Aus dem Kanton des Verbandspräsidenten werden 

drei weitere Mitglieder gewählt, aus den Kantonen 
der Vizepräsidenten je zwei weitere Mitglieder.

c)	 Ein Mandat fällt zusätzlich der Standortgemeinde zu.
d)	 Aus der gleichen Gemeinde soll in der Regel nur ein 

Mitglied stammen.
2	 Regionen, Zweckverbände oder andere öffentlich- 

rechtliche Organisationen, mit welchen Abfall-Liefer
verträge für eine feste Dauer von mehr als 10 Jahren 
bestehen, haben für die Vertragsdauer das Recht, 
mit beratender Stimme an den Sitzungen des Ver
waltungsrates teilzunehmen. Die Wahl erfolgt durch 
die Delegiertenversammlung. Die Vertragspartner 
haben das Recht, der Delegiertenversammlung 
Wahlvorschläge zu unterbreiten.

3	 Der Verwaltungsrat wird vom Verbandspräsidenten 
präsidiert. Mit Ausnahme des Präsidenten und der 
Vizepräsidenten konstituiert er sich selber. Er wählt 
einen Aktuar. 

4	 Der Verwaltungsrat kann Ausschüsse und Kommissio
nen bilden. Er regelt die Zusammensetzung, die Kom-
petenzen und die Berichterstattung der Ausschüsse 
und der Kommissionen in einem Pflichtenheft.

5	 Der Geschäftsführer und der Aktuar nehmen an den 
Sitzungen mit beratender Stimme teil. 

6	 Die Mitglieder des Verwaltungsrates können nicht 
gleichzeitig Mitglieder der Delegiertenversammlung 
sein. 

Art. 16	 Einberufung und Beschlussfassung

1	 Der Verwaltungsrat tritt zusammen:
a)	 auf Einladung des Präsidenten;
b)	 auf Begehren von mindestens drei Mitgliedern;
c)	 auf Verlangen einer Verbandsgemeinde innert zwei 

Monaten.
2	 Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn die Mehr- 

heit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.
3	 Bei Stimmengleichheit ist der Antrag angenommen, 

für den der Präsident gestimmt hat.
	 In dringlichen Angelegenheiten sind Zirkulations-

beschlüsse zulässig, sofern kein Mitglied dagegen 
Einspruch erhebt. 

Art. 17	 Aufgaben und Befugnisse

Dem Verwaltungsrat obliegen ausser den ihm durch 
diese Statuten im Einzelnen übertragenen Aufgaben:
a)	 die Beschlussfassung über die mit dem Budget ge-

nehmigten Ausgaben;
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b)	 die Beschlussfassung über Ausgaben ausserhalb 
des Budgets, welche die zwingende Folge von Be-
stimmungen dieser Statuten oder besonderer Be-
schlüsse der Delegiertenversammlung, gesetzlicher 
Vorschriften und richterlicher Urteile sind;

c)	 die Aufsicht über den Bau und Betrieb der Anlage;
d)	 die Vergabe von Arbeiten und Lieferungen;
e)	 die Beschlussfassung über Ausgaben gemäss An-

hang dieser Statuten;
f)	 die Anstellung des Geschäftsführers, des Aktuars 

und deren Stellvertreter sowie des übrigen Perso-
nals; die Anstellung erfolgt durch privatrechtliche 
Verträge;

g)	 die Entschädigung des Präsidenten und der Mitglie-
der des Verwaltungsrates im Rahmen des Budgets;

h)	 die Vorbereitung der Delegiertenversammlung und 
deren Geschäfte;

i)	 die Ausführung der Beschlüsse der Delegiertenver-
sammlung;

k)	 der Abschluss von Abfall-Lieferverträgen und von 
Zusammenarbeitsverträgen im Rahmen der Zielset-
zungen des Verbandes und der Kapazität der Anla-
gen, vorbehältlich der Kompetenz der Delegierten-
versammlung gemäss Art. 12 lit. m;

l)	 die Festlegung der im Rahmen von Art. 4 anzuneh-
menden Stoffe und der Modalitäten der Anlieferung 
und Kontrolle;

m)	der Abschluss von Verträgen, die nicht in die Kom-
petenz des Geschäftsführers fallen und soweit nicht 
die Delegiertenversammlung zuständig ist;

n)	 der freihändige oder zwangsrechtliche Erwerb von 
Grund und Rechten im Rahmen genehmigter Bau-
projekte;

o)	 die Bestimmung der Modalitäten für Fremdfinanzie-
rungen;

p)	 das Führen von Prozessen und von Verfahren für 
den Verband in privat- und öffentlich-rechtlichen 
Angelegenheiten;

q)	 der Erlass von Pflichtenheften für das Personal, 
technischen Reglementen, Betriebsordnung und 
Ähnlichem;

r)	 alle weiteren Aufgaben, für die kein anderes Organ 
zuständig ist. 

Art. 18	 Geschäftsführer

1	 Die operative Leitung obliegt dem Geschäftsführer. 
Seine Aufgaben und Kompetenzen werden in ei-
nem Pflichtenheft umschrieben.

2	 Der Verwaltungsrat kann die ihm obliegenden Auf-
gaben mit separatem Beschluss dem Geschäfts-
führer zur selbständigen Erledigung übertragen. Da-
bei erteilt er dem Geschäftsführer die notwendigen 
Befugnisse.  

3	 Der Geschäftsführer ist befugt, in dringenden Fällen 
auch Entscheide ausserhalb seines Kompetenz-
bereichs zur Aufrechterhaltung des Betriebes zu 
treffen. Diese Entscheide sind dem Verwaltungsrat 
nachträglich zur Genehmigung zu unterbreiten. 

Art. 19	 Präsident, Zeichnungsberechtigung

1	 Der Präsident vertritt den Verband nach aussen. Er 
leitet die Verhandlungen der Delegiertenversamm-
lung und des Verwaltungsrates.

2	 Für den Verband zeichnen kollektiv zu zweien: Der 
Präsident mit dem Aktuar oder dem Geschäftsfüh-
rer; jeder Vizepräsident mit dem Aktuar oder dem 
Geschäftsführer. 

V.	 Rechnungsprüfungskommission

Art. 20	 Zusammensetzung

Die Rechnungsprüfungskommission besteht aus drei 
fachkundigen Mitgliedern. Jeder Verbandskanton stellt 
ein Mitglied. Die Mitglieder der Rechnungsprüfungskom-
mission dürfen nicht dem Verwaltungsrat angehören. 

Art. 21	 Aufgabe

1	 Die Rechnungsprüfungskommission prüft zuhan-
den der Delegiertenversammlung Budget und 
Jahresrechnung sowie Bauabrechnungen auf Ge-
setzmässigkeit und Richtigkeit nach anerkannten 
Revisionsgrundsätzen und gibt der Delegiertenver-
sammlung eine Empfehlung für die Beschlussfas-
sung im Sinne von Art. 12 lit. g ab.

2	 Die Rechnungsprüfungskommission kann im Rah-
men der im Budget bewilligten Mittel eine externe 
Revisionsstelle beiziehen. 

C.	 FINANZWESEN
Art. 22	 Rechnungsführung

1	 Der Verband führt eine eigene Rechnung.

2	 Die Rechnungsführung richtet sich nach dem Gesetz 
über den Finanzhaushalt des Kantons Glarus und 
seiner Gemeinden sowie dessen Ausführungsbestim
mungen. Vorbehalten bleiben die Absätze 3 bis 6. 

3	 Der Verband kann bei der Darstellung des Konten-
rahmens des Budgets und der Jahresrechnung von 
den Vorschriften des Gesetzes über den Finanz-
haushalt des Kantons Glarus und seiner Gemein-
den sowie dessen Ausführungsbestimmungen und 
den Vorschriften des harmonisierten Rechnungs-
modells (HRM) abweichen. 

4	 Die Delegiertenversammlung erlässt nähere Bestim-
mungen zur Darstellung. 

5	 Die näheren Bestimmungen bezeichnen das anzu-
wendende Regelwerk und allfällige Abweichungen 
davon sowie die wesentlichen Grundsätze zur Bi-
lanzierung und Bewertung. 

6	 Das anzuwendende Regelwerk und die Grundsätze 
zur Bilanzierung und Bewertung sind in der Jahres-
rechnung offenzulegen. 

7	 Sofern der Verband die Führung der Verbands-
rechnung und Verbandskasse nicht selber besorgt, 
kann er diese einer Drittperson übertragen. 
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Art. 23	 Rechnungsjahr

Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.

Art. 24	 Ausgabenbewilligung
1	 Ausgabenbewilligungen für neue Aufgaben werden 

durch speziellen Beschluss des zuständigen Or-
gans erteilt.

2	 Die Delegiertenversammlung kann ausnahmsweise  
neue, in ihren Zuständigkeitsbereich fallende Aus-
gaben auch im Rahmen des Entscheides über das 
Budget beschliessen. Diese sind im Budget als 
neue Ausgaben zu bezeichnen.

3	 Gebundene Ausgaben sind im Budget einzusetzen. 
Vorbehalten bleiben dringende Ausgaben für die 
Aufrechterhaltung des Betriebes.

4	 Gebunden sind Ausgaben, die
a)	 durch Gesetz, andere rechtliche Verpflichtungen 

oder richterliches Urteil zwingend vorgegeben sind;
b)	 für die Aufrechterhaltung des durch den Verband 

geführten Betriebes unumgänglich sind.

Art. 25	 Verzicht auf Abgaben

Die Standortgemeinde verzichtet gegenüber dem Ver-
band auf die Erhebung aller Abgaben, von denen öf-
fentlich-rechtliche Körperschaften befreit sind.

D.	 RECHTSSCHUTZ UND AUFSICHT
Art. 27	 Rechtsschutz und Aufsicht

Der Rechtsschutz und die Aufsicht über den Verband 
richten sich nach den Bestimmungen der interkantona-
len Vereinbarung über den Zweckverband für die Keh-
richtbeseitigung im Linthgebiet der Kantone Glarus, 
Schwyz und St. Gallen.

E.	 ÜBERGANGS-, KÜNDIGUNGS- UND  
LIQUIDATIONSBESTIMMUNGEN

Art. 28	 Zusammenschluss von Gemeinden

1	 Die Stimmrechtsverhältnisse der Verbandsgemein-
den werden durch Gemeindefusionen, die nach dem 
1. Juli 2007 stattfinden, nicht verändert.

2	 Bei der Zusammenlegung von Gemeinden gehen die 
Delegiertenstimmen der fusionierenden Gemeinden 
im bisherigen Umfang auf das neue Gemeinwesen 
über.

3	 Ebenso bleiben den neuen Gemeinwesen bei den 
Abstimmungen gemäss Art. 7 Abs. 2 und 3 (Aus-
gabenbeschlüsse), Art. 9 (Initiativen), Art. 30 (Auf-
lösung des Verbandes) und Art. 31 (Statutenände-
rungen) die Gemeindestimmen der fusionierenden 
Gemeinden erhalten.

Art. 29	 Austritt

1	 Eine Verbandsgemeinde kann unter Einhaltung ei-
ner Kündigungsfrist von zwei Jahren aus dem Ver-
band austreten.

2	 Die austretende Verbandsgemeinde hat keinen An- 
spruch auf einen Anteil am Verbandsvermögen. 

Sie haftet für rechtskräftig eingegangene Verpflich-
tungen des Verbandes, die während ihrer Mitglied-
schaft entstanden sind.

Art. 30	 Auflösung
1	 Der Verband kann aufgelöst werden, wenn seine 

Aufgaben erfüllt sind oder anderweitig wahrgenom-
men werden.

2	 Die Auflösung bedarf der Zustimmung von drei Vier-
teln der anwesenden Delegiertenstimmen sowie 
von drei Vierteln der Verbandsgemeinden.

3	 Im Auflösungsbeschluss sind zu regeln:
a)	 die Verwendung des Verbandsvermögens;
b)	 die Haftung der Verbandsgemeinden für die Ver-

pflichtungen des Verbandes.
4	 Die Liquidationsanteile bzw. die Haftungsquoten der  

Verbandsgemeinden sind auf Grund der Einwohner- 
zahlen festzulegen. Es gelten die aktuellen Angaben 
zum Bevölkerungsstand des Bundesamtes für Statistik.

F.	 SCHLUSSBESTIMMUNGEN
Art. 31	 Statutenänderung
1	 Die Änderung dieser Statuten bedarf der Zustim-

mung von zwei Dritteln der anwesenden Delegier-
tenstimmen sowie von zwei Dritteln der Verbands-
gemeinden. Vorbehalten bleibt Abs. 2.

2	 Soweit sich durch eine Fusion von Verbandsge-
meinden eine Änderung der Zusammensetzung des 
Verbandes ergibt, wird Art. 1 der Statuten durch 
einfachen Beschluss der Delegiertenversammlung 
angepasst.

Art. 32	 Übergangsbestimmungen
1	 Diese Statuten ersetzen die Statuten vom 26. Juni 

2006.

2	 Nach Annahme der Statutenänderung gemäss Art. 
31 bedarf diese der Genehmigung durch die Regie-
rungsräte der Kantone Glarus und Schwyz sowie 
durch das Bau- und Umweltdepartement des Kan-
tons St. Gallen.

3	 Vorbehältlich der Genehmigung treten diese Statu-
ten per 1. Januar 2026 in Kraft.

4	 Die Delegiertenversammlung vom Herbst 2025 ist 
zuständig für die Beschlussfassung über das Bud-
get für den Zeitraum vom 1. Juli 2025 bis 31. De-
zember 2026. 

Genehmigungen

1.	 Delegiertenversammlung
	 Die Delegiertenversammlung vom 27. November 

2023 hat diese Statuten genehmigt.	

2.	 Verbandsgemeinden

	 Alle 28 Verbandsgemeinden haben im Zeitraum 
Januar bis Februar 2025 diesen Statuten zuge-
stimmt.
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Nach rund 17 Jahren mit den gültigen Statuten ist der Bedarf für Anpassungen in den Statuten des Zweckverban-
des für die Kehrichtbeseitigung im Linthgebiet (ZKL) gegeben. Die Strukturen des Verbandes müssen zeitgemäss 
bleiben und die rechtlichen Grundlagen, die sich laufend weiterentwickelt haben, erfüllen.

Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern deshalb, die neuen Statuten des Zweck-
verbandes für die Kehrichtbeseitigung im Linthgebiet (ZKL) in der Fassung gemäss Zustimmung an der Delegier-
tenversammlung vom 27. November 2023 zu genehmigen.

Der Gemeinderat beantragt,

1.	 die neuen Statuten des Zweckverbandes für die Kehrichtbeseitigung im Linthgebiet (ZKL) in der 
Fassung gemäss Zustimmung an der Delegiertenversammlung vom 27. November 2023 zu genehmigen,

2.	 das Sachgeschäft an die Urnenabstimmung vom 9. Februar 2025 zu überweisen

3.	 und den Gemeinderat mit dem Vollzug zu beauftragen.

Als Rechnungsprüfungskommission haben wir gemäss §§ 50 und 51 des Finanzhaushaltsgesetzes für die Bezirke 
und Gemeinden (FHG-BG, SRSZ 153.100) die neuen Statuten des Zweckverbandes für die Kehrichtbeseitigung 
im Linthgebiet (ZKL) in der Fassung gemäss Zustimmung an der Delegiertenversammlung vom 27. November 
2023 geprüft.

Empfehlung der Rechnungsprüfungskommission

Wir empfehlen, die neuen Statuten des Zweckverbandes für die Kehrichtbeseitigung im Linthgebiet (ZKL) in der 
Fassung gemäss Zustimmung an der Delegiertenversammlung vom 27. November 2023 zu genehmigen.

Rechnungsprüfungskommission der Gemeinde Schübelbach
Yvonne Radamonti, Präsidentin
Marjana Gjoka
Angela Ruoss
Michael Wator

Empfehlung des Gemeinderates

Antrag des Gemeinderates

Bericht und Empfehlung der  
Rechnungsprüfungskommission


